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Baumfällgenehmigung 

Klägerin: Privatperson  

Beklagte: Naturschutzbehörde  

Die Klage wird abgewiesen, die Berufung wird zugelassen 

Ist eine Fällgenehmigung zugunsten Erneuerbarer-Energien-Anlagen zwingend zu erteilen?  

Nein. Zwar kann eine Fällgenehmigung auf Basis von § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 BaumSchVO beantragt 

werden, wenn öffentliche Belange dies erfordern, worunter grundsätzlich auch der Einsatz Erneuer-

barer Energien fällt. Allerdings führt die Betroffenheit des Einsatzes Erneuerbarer Energien nicht 

automatisch dazu, dass die begehrte Fällgenehmigung zu erteilen ist. Vielmehr muss nach dem 

Wortlaut der Norm der jeweilige öffentliche Belang "überwiegen" und die Erteilung der Ausnah-

megenehmigung "erfordern". Daher ist der öffentliche Belang mit den Interessen des Baumschut-

zes abzuwägen (vgl. Rn. 30).  

Welche Belange sind auf Seiten der Erneuerbaren in die Abwägung einzustellen? 

Auf Seiten der Erneuerbaren Energien stellt sich primär die Frage, ob sich die Anlage auf Grund der 

baumbedingten Verschattung als gänzlich unwirtschaftlich erweist und (nur) ohne Verschattung 

wirtschaftlich wäre. Eine verschattungsbedingt längere Amortisierungsdauer der Anlage und eine 

geringere Gewinnerwartung sind dagegen nicht in die Abwägung einzustellen, da es sich hierbei 

um rein private Belange des Klägers handelt (Rn. 36). „Auch der relative verschattungsbedingte 

Minderertrag, der sich prozentual im Vergleich zur möglichen Stromerzeugung bei Fällung des 

Baums ergibt, ist ohne Relevanz für die Abwägung. Denn andernfalls würde sich eine Anlage mit 

relativ gesehen hohem verschattungsbedingten Minderertrag, der aber in absoluten Zahlen gering 

ausfällt, eher gegen die Belange des Baumschutzes durchsetzen als eine Anlage, bei der ein hoher 

absoluter Minderertrag wegen einer höheren Gesamtstromerzeugung verhältnismäßig weniger 

stark ins Gewicht fällt“ (Rn. 37). Ein Minderertrag von 3.694 kWh jährlich (der ungefähr dem Strom-

verbrauch eines Drei-Personen-Haushalts mit zehn Großelektrogeräten auf 95 qm Wohnfläche 

entspricht, vgl. hier) ist zur Begründung der Unwirtschaftlichkeit nicht ausreichend (Rn. 40). Hieran 

ändert auch Artikel 14 GG nichts, da die Eigentumsfreiheit das bloße wirtschaftliche Interesse und 

Gewinnerwartungen nicht umfasst (Rn. 49).  

Welche Belange sind auf Seiten des Baumschutzes in die Abwägung einzustellen?  

Nach Auffassung des Gerichts ist das Alter des Baumes, seine Größe und der Gesundheitszustand in 

die Abwägung miteinzubeziehen (Rn. 41 ff.). Das Argument, dass zur Kompensation des auf Grund 

des verschattungsbedingten Minderertrags zu erwartenden CO2-Ausstoßes zirka 150 Bäume ge-

pflanzt werden müssten sei hingegen nicht entscheidend. „Aus dem Umstand, dass die CO2-Spei-

cherfunktion einzelner Bäume quantitativ gering sein dürfte, folgt nämlich nicht bereits, dass sich 

der Einsatz erneuerbarer Energien stets gegen die Interessen des Baumschutzes durchsetzen würde. 

Denn die Baumschutzverordnung stellt die geschützten Bäume nicht nur wegen ihrer CO2-Speicher-

funktion unter Schutz, sondern auch wegen ihrer vielfältigen ökologischen Funktionen“ (Rn. 46). 

 

https://www.naturschutz-energiewende.de/infothek/aus-der-rechtsprechung/
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001639439
https://www.vattenfall.de/infowelt-energie/strom-ratgeber/stromverbrauch-berechnen

